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der Großunternehmen rechnen 
mit zusätzlichen Arbeitsplätzen

M+M

299 Gramm?
Is mir egal 

Die neue Limousine emittiert so 
viel CO² wie drei Kleinwagen

Kommenden Montag feiert BMW seinen 
100. Geburtstag. Zum Jubiläum setzt der Kon-
zern aber nicht etwa auf neue Elektromobile, 
sondern altbewährte PS-Spielzeuge. Auf dem 
Genfer Automobilsalon präsentierte BMW-
Chef Harald Krüger die Limousine BMW 
760Li XDrive mit 12-Zylinder-Motor und All-
rad. Der Neue habe »610 PS und beschleunigt 
in 3,7 von null auf 100 km/h«, sagte Krüger. 
Nicht auswendig wisse er den CO₂-Wert, aber 
der sei »relativ hoch«. An der Infosäule neben 
dem Fahrzeug stand: 12,8 Liter Verbrauch auf 
100 Kilometer, macht 299 Gramm CO₂-Emis-
sionen pro Kilometer. Das ist in etwa so viel wie 
bei drei Kleinwagen zusammen. Ökobewussten 
Luxusautokunden bietet BMW die Hybrid-
variante 740e an. Bedenken, dass der sprit-
schluckende 12-Zylinder die Bemühungen in 
Sachen Elektromobilität konterkarieren könn-
te, wischte Krüger beiseite. Angesichts der PS-
orientierten Kundschaft in manchen Welt-
regionen sei klar: »Wir brauchen beides.« DHL

Schafft der digitale 
Wandel neue Jobs?

Wenn es um die Digitalisierung geht, gibt sich 
die deutsche Wirtschaft verhalten optimistisch: 
23 Prozent der Großunternehmen glauben, dass 
sie dank neuer Technologien mehr Arbeitsplätze 
schaffen als streichen werden, nur 18 Prozent 
rechnen unterm Strich mit einem Abbau. Das 
zeigt eine Studie der Digitalberatung Etventure, 
für die das Marktforschungsinstitut GfK rund 
2000 Unternehmen mit mehr als 250 Millionen 
Euro Umsatz befragt hat. Die Studie zeigt auch, 
wie sehr der digitale Wandel für Grabenkämpfe 
in den Unternehmen sorgt: Die Befragten sehen 
in der »Verteidigung bestehender Strukturen« 
die größte Hürde für Veränderungen.  JET

23%

um seine Arbeiter. Doubre, 52, besitzt eine riesige 
Fertigungshalle für alle denkbaren Fenster. 
Schwimmbäder, Turnhallen, Bürotürme – alles hat 
er schon verglast. Aber an diesem Morgen arbeiten 
nur noch drei Frauen in der Halle, in der bei voller 
Auslastung 20 Angestellte tätig sind. »Wir brauchen 
Arbeit, sofort!«, sagt Doubre. Er rechnet vor: 120 
von 700 Bauunternehmen hätten im Departement 
zwischen 2010 und 2015 aufgegeben. Die Zahl der 
Beschäftigten in der Branche sei im gleichen Zeit-
raum um 24 Prozent gesunken. »Das ist enorm viel. 
1014 Arbeitsplätze sind verloren, und zwar von gut 
ausgebildeten Leuten, die mitten im Leben stehen.«

Der Bauunternehmer weiß auch, warum: »Die 
hohen Wohlfahrtskosten zwingen den Staat zum 
Sparen. Deshalb sind die öffentlichen Investitionen 
in unserem Departement über die Jahre um 75 
Prozent zurückgegangen. Keine der wechselnden 
Regierungen in Paris macht sich eine Vorstellung 
davon, welche Katastrophe das für uns bedeutet.« 
Vor Doubre auf dem Schreibtisch liegen die Unter-
lagen nie realisierter Projekte, etwa die abgesagte 
Schwimmbad-Renovierung und ein auf Jahre ver-
schobener Schulbau. »Die privaten Aufträge haben 
nie gereicht. Wir brauchen den Staat als Investor, 
der uns mitzieht«, sagt Doubre. Seit dem 17. Jahr-
hundert marschierte der Staat in Frankreich vorweg, 
gab den Unternehmen mit seiner Industriepolitik 
die Richtung vor. Das ging gut, solange es um den 
Heimatmarkt und die Kolonien ging. Das funk-
tionierte gerade noch so in Europa: siehe Airbus. 
Das scheiterte mit der Globalisierung. Kürzlich 
mussten die Chinesen Peugeot retten.

In Wirklichkeit hat der französische Staat abge-
wirtschaftet. Er hat sich übernommen, ihm fehlt 
die Kraft für Investitionen, auch dann, wenn die 
Provinz danach dürstet.

Fast jeder Franzose kennt inzwischen die Zahlen: 
57 Prozent Staatsanteil am Bruttosozialprodukt, 
höher als in jedem vergleichbaren Industrieland; 
Verdoppelung der Staatsschulden in 20 Jahren auf 
heute 2100 Milliarden Euro, macht 97 Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts. Fast jeder Franzose kennt 
die Gründe: Die Sozialkassen machen jedes Jahr 
Milliardendefizite. Zuletzt waren es 12,8 Milliarden 
Euro bei der staatlichen Krankenversicherung, zehn 
Milliarden bei der Rentenkasse und 4,4 Milliarden 
bei der Arbeitslosenversicherung.

Franzosen lieben es, über den aufgeblähten, 
bürgerfeindlichen Staatsapparat zu schimpfen. 

Niemand durchschaut mehr das komplizierte 
Steuer recht. Verwaltungseinheiten wie die Depar-
tements scheinen nur noch den für sie arbeitenden 
Beamten zu dienen. Deshalb gibt es durchaus eine 
Reformmehrheit unter den Franzosen – zahlreiche 
Umfragen belegen das: für den Abbau des Staats-
apparats, für die Reduzierung der hohen Beamten-
zahlen, aber auch für die Verlängerung des Renten-
alters und den sozialen Umbau.

Nur lebt das politische Personal vom überdehn-
ten Staat und ist ein Teil von ihm. Staatspräsident 
Hollande hat sein ganzes Leben in Eliteschulen und 
staatlichen Ministerien verbracht. Als er 2014 über 
die Territorialreform entscheiden musste, hatte ein 
ihm vertrauter Ökonom, Philippe Aghion von der 
Harvard-Universität, sämtliche Argumente aufgelis-
tet, wonach eine Abschaffung der seit der Revolu-
tion von 1789 bestehenden Departements die ein-
zig wirklich effiziente, nachhaltige Maßnahme sei. 

Doch Hollande sprang nicht über den Schatten 
seiner revolutionären Vorväter, beließ lieber Tau-
sende von Amts- und Würdenträgern im Amt, die 
Frankreich keinen Nutzen mehr bringen. Es fällt 
dem Establishment schwer, Dinge abzuschaffen, 
die über 200 Jahre gut funktionierten. Die untrenn-
bar verbunden scheinen mit einer stolzen französi-
schen Tradition, die seit so langer Zeit Menschen-
rechte, Savoir-vivre und Fortschritt vereint. Eine 
Tradition, die Frankreich bis heute zum beliebtesten 
Reiseland der Welt macht. Wer liebt nicht Paris, 
den Louvre und den Eiffelturm? Ist alles noch heil. 
Warum also das Pariser Paradies umkrempeln? So 
denkt, tief im Unterbewusstsein, nach wie vor ein 
Großteil der politischen Elite Frankreichs. Sie lebt 
in der Hauptstadt, fürchtet sich vor ihren Ghetto-
Vorstädten, jettet in andere Hauptstädte, weiß aber 
nicht, was draußen in der Provinz los ist.

»Zum Reformieren bedarf es keines Bruchs. 
Reformen erwachsen aus sozialem Frieden und er-
neuern ihn«, sprach der Präsident im vergangenen 
Oktober bei einer Ordensverleihung an den ehema-
ligen Premierminister Michel Rocard im Élysée-
Palast. Das war ein Grundsatzbekenntnis, wie es 
Hollande nur der 85-jährige Rocard, der Held der 
französischen 68er und bis heute wichtigster  
Modernisierer der französischen Linken, entlocken 
konnte. Rocard weinte bei dem Fest. Vor allem aber 
war die Veranstaltung zum Weinen! Gerade hier 
zeigte Hollande seine Grenzen: Keinen Aufstand 
wagen! Als gäbe es die Wüste südlich von Paris 
nicht. Als würden Teile Frankreichs nicht sterben, 
wie der Verbandschef Richard in Nevers sagt.

Nur einer in der sozialistischen Regierung hatte 
es gewagt, für große Reformen zu kämpfen: Der 
erst 37-jährige Wirtschaftsminister Emmanuel 
Macron kam aus der Finanzwirtschaft, hatte nie für 
ein Amt kandidiert – trotzdem wurde er schnell 
zum populärsten Regierungspolitiker. Die Franzo-
sen spürten, dass da jemand eine Idee hatte, wie es 
besser gehen könnte. Schon nannte man ihn den 

französischen Steve Jobs, da er wie der verstorbene 
Apple-Chef offene Bühnen vor großen Leinwänden 
betrat, nur mit einem Mikrofon in der Hand. Er 
predigte die Digitalisierung und berührte Tabus wie 
die 35-Stunden-Woche. Im Parlament legte er sich 
mit den Lobbys der Notare, Gerichtsdiener und 
Arbeitsgerichte an, die jedem Kleinunternehmer 
das Leben schwer machen. Er trotzte dem Bahn-
monopol, nahm es mit streikenden Taxifahrern auf 
und verteidigte die Internet-Konkurrenz von Uber. 
Wo er auftrat, stellte er Gründer neben sich. »Für 
die Jugend ist es heute einfacher, Kunden als einen 
Arbeitsplatz zu finden«, sagte er dann. Das machte 
Lust auf Unternehmertum und Fortschritt.

Doch dann kam der 13. November, Terror in 
Paris. Plötzlich waren andere Dinge wichtiger, der 
Präsident und sein Premier ließen sich die Chance 
nicht nehmen, den neuen Liebling der Leute brutal 
zu schwächen. Reformieren sollte jetzt die unerfah-
rene Arbeitsministerin, und Macron darf nur noch 
reden, nicht mehr handeln. Damit aber wiederholt 
sich ein altes Problem: Die politische Klasse selbst 
ist nicht erneuerungsfähig. Wer herausragt, wird 
einen Kopf kürzer gemacht.

Nicht weit von Nevers entfernt liegt an einer 
alten Brücke über einen Nebenarm der Loire das 
Industriestädtchen Decize. Schon Julius Cäsar 
weilte hier mit seinen Truppen. Heute sind die 
Invasoren Chinesen, die eine lokale Gummifabrik 
mit 300 Angestellten übernommen haben. Das 
rettet derzeit noch die Stadt. Trotzdem macht sich 
der Schweißer Olivier Mielcarek große Sorgen. 
Mielcarek, 42, in schwarzer Lederjacke, bestellt sich 
in einer Bar nach Feierabend einen Kaffee und 
schimpft über die Auswüchse des Wohlfahrtsstaats: 
Arbeitslose mit Kindern erhielten mehr als er ohne 
Kinder. Und dann erzählt er die Geschichte seines 
Vetters, der es weit gebracht habe, ins Pariser Außen-
ministerium, und wie sie dort bei jedem Empfang 
Champagner trinken würden. »Der hat keine Ah-
nung mehr, wie es uns hier draußen heute geht.«

Oder vielleicht doch. Im Januar, bevor er zu 
Champagner und Lachs bat, rief François Hol-
lande: »Ich vertrete die Auffassung, dass wir ange-
sichts der Weltunordnung, angesichts einer un-
sicheren wirtschaftlichen Konjunktur und der 
hartnäckigen Arbeitslosigkeit einen wirtschaftlichen 
und sozialen Ausnahmezustand erklären müssen.«

Weitere Informationen im Internet: 
 www.zeit.de/frankreich

Schicksalstage  
für Europa

Flüchtlinge
Am 7. März treffen die Staats- und 
Regierungschefs der EU in Brüssel 
den türkischen Ministerpräsidenten 
Ahmet Davutoğlu. Die Europäer 
wollen die Türkei dazu bewegen, 
die Grenzen zu Griechenland für 
Flüchtlinge zu schließen. Im  
Gegenzug will die EU den  
Türken eine begrenzte Anzahl von 
Migranten abnehmen. 

Zinsen
Am 10. März kommt der Rat der 
Europäischen Zentralbank in 
Frankfurt zusammen. Notenbank-
präsident Mario Draghi will  
angesichts der eingetrübten  
Konjunkturaussichten noch mehr 
Geld in die Märkte pumpen – 
doch die Zweifel am Erfolg einer 
solchen Politik wachsen. 

Grenzen
Am 18. März treffen sich die EU-
Chefs erneut in Brüssel. Dann  
sollen die Details der Einigung mit 
der Türkei geklärt werden. Wenn 
es keine Einigung gibt, könnten 
auch neue Grenzkontrollen  
beschlossen werden. 

Wo bleibt er ...  Fortsetzung von S. 19

Comeback der Grenzen

V
on einem kleinen Universitäts-
büro in Cambridge aus bereitet 
David Autor die Weltrevolu-
tion vor. Autor ist Wirtschafts-
professor am renommierten 
Massachusetts Institute of Tech-
nology, und er hat kürzlich eine 

Untersuchung veröffentlicht, deren Ergebnis 
mehr als 200 Jahre Wirtschaftsgeschichte auf den 
Kopf zu stellen scheint: Es kann sich rechnen, 
Zäune hochzuziehen und Mauern zu bauen. 

Das Papier hat seinen Verfasser über Nacht 
berühmt gemacht: Der Economist hat darüber 
berichtet, die New York Times ebenfalls – und 
auch in Berliner Regierungskreisen hat man die 
politische Sprengkraft der Studie inzwischen er-
kannt. Angela Merkel will um jeden Preis ver-
hindern, dass wegen der Flüchtlingskrise die 
Grenzen in Europa wieder geschlossen werden – 
auch weil sie sonst »die Grundlage unseres Wohl-
stands« bedroht sieht. Was aber, wenn unser 
Wohlstand eine ganz andere Grundlage hat? 

Noch vor wenigen Jahren hat sich kaum ein 
Ökonom von Rang diese Frage gestellt. Die Ver-
treter der Zunft verstanden sich – seit Adam Smith 
im 18. Jahrhundert die modernen Wirtschafts-
wissenschaften begründete – als Anwälte offener 
Grenzen. Das Argument: Wenn Waren, Arbeit und 
Kapital möglichst ungehindert zirkulieren können, 
dann hebt das den allgemeinen Wohlstand, weil 
jedes Land seine Stärken ausspielen kann. Schon 
Smith hatte erkannt, dass es für die Schotten wenig 
sinnvoll sei, in Nebel und Nieselregen Trauben an-
zubauen, wenn der Wein doch auch aus dem son-
nigen Portugal importiert werden könne. 

Tatsächlich hat die Globalisierung vielen Men-
schen in Asien und Lateinamerika erheblichen 
Wohlstand gebracht. Zwischen 1990 und 2015 ist 
der Anteil derjenigen, die nach Definition der 
Weltbank in absoluter Armut leben, von 37 auf 
weniger als 10 Prozent der Weltbevölkerung  
gesunken. Das durchschnittliche Pro-Kopf-Ein-
kommen der Schwellen- und Entwicklungsländer 
lag 1980 bei 14 Prozent des Niveaus der Industrie-
nationen, heute liegt es bei etwa 23 Prozent. Global 
betrachtet ist die Schere zwischen Reich und Arm 
in den vergangenen Jahren nicht auseinandergegan-
gen: Sie hat sich geschlossen. 

Unter Ökonomen breitet sich eine neue 
Globalisierungsskepsis aus 

Den Preis dafür allerdings haben – so David Au-
tor – die Beschäftigten in den Industrienationen 
bezahlt. Autor hat untersucht, wie sich die wach-
sende Konkurrenz durch Billiganbieter aus Chi-
na auf den Lebensstandard amerikanischer Ar-
beitnehmer auswirkt. Bisher vermuteten Exper-
ten, dass einfache Arbeiter zwar aus ihren ange-
stammten Jobs gedrängt würden, aber dafür in 
anderen Branchen eine neue, womöglich sogar 
besser bezahlte Anstellung fänden: Aus Bandar-
beitern werden Ingenieure oder Immobilienkauf-
leute. So steht es heute in den Lehrbüchern der 
Wirtschaftswissenschaftler. 

Doch das funktioniert offenbar in der Praxis 
häufig nicht, weil den Menschen die Umstellung 
schwerfällt oder weil einfach nicht genug neue Jobs 
entstehen. Laut Autor sind durch den Aufstieg 
Chinas in den USA nach der Jahrtausendwende 
etwa 2,4 Millionen Arbeitsplätze vernichtet worden. 
In vom Strukturwandel besonders betroffenen Re-
gionen wie dem Mittleren Westen mussten Ar-
beitnehmer dabei zum Teil erhebliche Gehaltsein-

bußen hinnehmen und waren über Jahre hinweg 
auf staatliche Stütze angewiesen. 

Ein Team um den Düsseldorfer Wirtschafts-
professor Jens Südekum hat ähnliche Analysen 
für Deutschland angestellt. Ergebnis: Hierzulande 
fiel es den von der Konkurrenz aus Fernost be-
troffenen Arbeitern in der Regel leichter als ihren 
Kollegen in den USA, neue Jobs zu finden – un-
ter anderem, weil in der Exportindustrie tatsäch-
lich viele neue Stellen geschaffen wurden. Aller-
dings gilt auch für deutsche Beschäftigte: Nicht 
alle finden nach dem Arbeitsplatzverlust schnell 
einen neuen und gut bezahlten Job. Deshalb 
bringe die Öffnung der Grenzen »erhebliche  
Verteilungseffekte« mit sich. Die Globalisierung 
macht also nicht alle reich, sondern einige reich 
und andere arm – und zwar in einem Ausmaß, 
das die meisten Ökonomen überrascht. 

Nach einer Studie des Weltbankökonomen 
Branko Milanović haben Arbeitnehmer mit einem 
Verdienst im oberen Mittelfeld des weltweiten Ein-
kommensgefüges zwischen 1988 und 2008 real 
gerechnet praktisch keine Einkommensgewinne 
erzielt. In diese Gruppe fallen die meisten der Be-
schäftigten in den alten Industrienationen. Für 
Milanović ist diese »Aushöhlung der Mittelklasse« 
ein wichtiger Grund für den Niedergang der etab-
lierten demokratischen Parteien. Die Öffnung der 
Grenzen hat also jene Populisten stark gemacht, 
die sie nun wieder schließen wollen. 

Die neue Globalisierungsskepsis hat inzwischen 
sogar den Internationalen Währungsfonds (IWF) 
erreicht – er gilt als das ideologische Zentrum des 
Finanzkapitalismus. Unlängst veröffentlichte der 
IWF aber eine Studie, in der er seinen knapp 200 
Mitgliedsländern nahelegt, unter bestimmten Vo-
raussetzungen den grenzüberschreitenden Kapital-
verkehr einzuschränken. Die Washingtoner Orga-
nisation hatte zuvor jahrzehntelang argumentiert, 
dass freie Märkte das Kapital dorthin leiten, wo es 
am besten eingesetzt werden kann – und musste 
hilflos zusehen, wie spekulative Kapitalflüsse ganze 
Länder destabilisierten.

Ganz offenbar wurden die ökonomischen Vor-
teile offener Grenzen von offizieller Seite häufig 
überschätzt. Dazu passen die Ergebnisse eines im 
Jahr 1988 von der EU-Kommission beauftragten 
Forscherteams, das die Vorteile des europäischen 
Binnenmarkts abschätzen sollte. Die Experten 
sagten fünf Millionen zusätzliche Jobs und eine 
Steigerung der Wirtschaftsleistung um sieben Pro-
zent voraus. Jüngere Studien beziffern die Wachs-
tumsgewinne nur noch auf rund zwei Prozent. 

Entsprechend moderat wären im Umkehrschluss 
wohl die wirtschaftlichen Einbußen, die die 
Wieder einführung von Grenzkontrollen in Europa 
hätte. Selbst die für offene Grenzen eintretende 
Bertelsmann-Stiftung beziffert die Wachstumsver-
luste für Deutschland unter anderem durch länge-
re Wartezeiten beim Gütertransport auf 77 Milli-
arden Euro über einen Zeitraum von zehn Jahren. 
Auf das Jahr umgerechnet wären das gerade einmal 
0,2 Prozent der Wirtschaftsleistung, was in etwa 
dem Etat des Entwicklungsministeriums entspricht. 
Das würde das Land nicht umwerfen. 

Grenzkontrollen würden die deutsche 
Wirtschaft nicht umwerfen 

War die Öffnung der Grenzen also ein historischer 
Fehler, der schnellstmöglich rückgängig gemacht 
werden sollte, wie es linke und rechte Globalisie-
rungskritiker fordern? So einfach ist die Sache nicht. 
Auch Skeptiker wie David Autor zweifeln nicht 
daran, dass freie Märkte die Welt reicher gemacht 
haben. Sie warnen aber davor, die Nachteile dieser 
Entwicklung zu verschweigen. Es gibt, wie es Cle-
mens Fuest, Präsident des Mannheimer Zentrums 
für Europäische Wirtschaftsforschung formuliert, 
so etwas wie eine »optimale Grenzöffnung«. 

Am Ende müssen Staaten bei der Wahl ihres 
Grenzregimes also eine Güterabwägung treffen. Wie 
sie ausfällt, hängt auch von den ökonomischen und 
sozialen Gegebenheiten ab: vom Ausmaß der Un-
gleichheit etwa, das die Bevölkerung zu ertragen 
bereit ist. Oder davon, wie viel Veränderung eine 
Gesellschaft aushält. Auf Dauer werden sich offene 
Grenzen nur durchsetzen lassen, wenn die Politik 
dafür sorgt, dass die Globalisierungsgewinne nicht 
nur einer Minderheit zugutekommen. 

Mauern und Zäune kosten Wohlstand,  
so argumentieren Ökonomen seit Jahrhunderten.  
Jetzt ändern sie ihre Meinung VON MARK SCHIERITZ 

Diese Nachricht dürfte mehreren Tausend ge-
prellten Investoren des insolventen Brennstoff-
herstellers German Pellets (GP) aus Wismar die 
Zornesröte ins Gesicht treiben: Am 18. Februar 
haben sowohl die GP-Tochterfirma German 
Pellets Louisiana als auch die dem Konzern 
nahestehende Louisiana Pellets in den USA 
Insolvenz und Gläubigerschutz nach Chapter 
11 angemeldet. Das belegt ein Gerichtsdoku-
ment des »United States Bankrupcy Court for 
the Western District of Louisiana«, das der 
ZEIT vorliegt. Damit sinken die Chancen der 
Kapitalgeber und Gläubiger von German Pellets 
weiter, dass sie noch etwas von ihrem Geld wie-
dersehen. Mehr als 250 Millionen Euro Anlage-
kapital stehen allein in Deutschland auf dem 
Spiel – ein großer Teil stammt von Kleinanle-
gern (siehe ZEIT Nr. 5/16 und 9/16).

German Pellets Louisiana betreibt ein riesi-
ges Pelletwerk in den USA. Eigentümer der Fa-
brik ist Louisiana Pellets. Ihr schanzte GP über 
ein verschachteltes Firmenkonstrukt hohe zwei-
stellige Millionenbeträge zu – obwohl sie for-
mal vom Konzern unabhängig war und von GP 
Pachtzahlungen kassierte. Geschäftsführerin war 
Anna Kathrin Leibold, Ehefrau des GP-Grün-
ders Peter Leibold. Dass die deutsche Insol-
venzverwalterin an die an Louisiana Pellets ver-
liehenen Millionen herankommt, ist nach den 
dortigen Insolvenzen ungewisser denn je. 

Louisiana Pellets musste vors Bankrott-
gericht, weil es Forderungen über 8,7 Millionen 
Dollar nicht bedienen kann. Es hatte sich laut 
Gerichtsunterlagen auch am US-Kapitalmarkt 
mehr als 330 Millionen Dollar gepumpt. Wo das 
Geld ist, weiß wohl nur Familie Leibold.  CHE

Neue Pleiten im Fall 
German Pellets

War die Öffnung der  
EU-Grenzen ein Fehler?
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